s Nachgchlagewerk!
Amtliiche

-

Y
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n
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Gesatze GrundG Art

Joed

40

Rechtssatz: ITie Regelung der Organisation und der Rechts-
verhilitnisse innerhzlb der Kirchen (das kirch-
liche Verfassungsrecht) unterliegt nicht der

Nachprifung durch die Gericlhte,

Gegetzs VeimRVerf Art 129
Rechtgsatze Es besgteht kein wohlerworbenes Hecht sines

Beamten darauf, dass der Eintritt einer

3

Dienstunféhigkeit individuell festgesetzt
wird. Das kann vielmehr auch generell durch
ein Altersgrenzengesetz geschehen, sofern
gich dieses nur an die allgemesine Lebens-

o

erfoanrune Hber den mutmasslichen FEintritt

<
der Dienstunféhigkelt hE1It.

Gecetos ZP0 § G7 Abs 3

Rechtegsatzs § 97 Abs 3 ZPO
schaften des O
ten Religionsge

gilt auch filir die als Korper-
sTfentlichen Rechts anerkann-
meinschaften.

tenzeichen: III ZR 311/52 LG Oldenburg

Jrteil deg BOH vom 18, Februar 1954 OLG Oldenburg
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atbestands

Durcly Verfiigung IErz 1947
il L4 .

den Ruhe

wurde er mit Wirkung vom 3o.

v

3 O RER P

den Ruhestand (GVBE1 cder evangel is
e

o U )
War von elner Mausgerordentlichen Ten-

beschlossen worden., T
e

n

lege Synode wiederum war

Yoo IoF . . - o ~ ~5 I; >
Verordnung vom 21. September 1945 des Oberkir—

GVBlL XIT,
/“‘,Vh:

L) berufen worden § 4 dieser Verord-

°
k4

eine augserord

dieser Synode

Hewordrnung des

fod

‘berpriifung der
1.1920

Die Uberprifung der ?i? 1933 ergangenen kirchlichen
Verordnungen und kKiren llouaﬂ Gegetre

“ o

L]

Torbheraituar
deg i

g und Beretung von Gesetzen zur Ordnung
rehlichen Leobens

Vor Erises der Verovdnung wvom 21

termber 1945 hatte

°

der CUberkirchenrat auch mit der 15144 tirregierung verhandelt
te in einem SBchreib t

e vom 24, Juli 194% erklErt

st geneigt, die Wahl einer
Jie der evangelisch~lutheri-
folgender Bedi: Zu ge-—

ne“mlger

an

Available on the
D App Store
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2,) Die Aufgaben sollen diejenigen sein, die Sié 
dargelegt haben in para 1 Ihrer Schrift vom
16:: cjulio

selbst aufldsen, und es s0ll eine Heuwshl stat
finden," i

1.) festzustellen, dass die Verfiligung des evangeli*e

lutherischen Oberkirchenrats in OV in J
i Bescheid vom 1.3.1947, wonach der Klidger nmit W

<

ar e

wird, unwirksam ist,

if 2.) die Beklagte zu verurteilen, an den Kldger 490
E nebst 4 4 jshrlicher Zinsen seit dem 1.1.1949
E. zahlen.

o

3 erfolgt. Das Pensionierungsgesetz vom 24, ¥irz 1946, d
i des das Alter flir die Zurruhesetzung eines Pfarrers voil

zu der "ausserordentlichen Synode!" seien entgegen der
o
193% geltenden Wahlordnung, die eine unmittelbare Wahli@

Cbherkirchenrat verliehenen eingeschrinkten Refugnisse U

schritten, denn der hier in Frage stehende § 4 d diese




01"‘(“,%1”11‘1{13“ sehe nur eine ”V(\’rbefEElthlﬁ’ un von C‘esetaeﬂ

Q,
o
@
1 bz
0
s
=
i
g

irchlichen gebens”, nicht

sine V@rab“@%L“

ze vor. it dem Klageanspruch Ziffe 2 werde

-
et
"i
oy
3

ag zwWischen dem Gehaltsans 1”zch und dem
_ alt flir ai Z@it‘Vom»]aiJkto%er 19477, dem:
1z der znrwuh@Wﬁtzum bis zum’?l; Pktob@ (Vom*umﬁin”

8 T0, Lebcw“janﬁes) ge]twnﬂ gem&cﬁta

3 \‘;

5

e

Die 1 Oyiﬂw diefﬁbweisung der Klage beantragt. Sie

Ly
235

hat vmrget‘aper die Wahl zu der auss ordcntllcben Landeg-

synode seil verfassungsméssig zustande gekommen; die S rnode

sei aunch zum BEriass des Pensionierungs sgesetzes zusténdig ge-

[we]

wesen; § 4 d der Verordnung des Obe*&lr*henrats sel nicht

dahin auszulegen, dass die Synode nur eine vorbereitende . - ,
ende Tati
i - i ! f

f@rmewimchen Gaege L,e»eriassem konnern. .

sollte, sie habe auch die pyp.

-

und bers gitih

Das L&hf; mlwhm‘ha% den F@stg ei]uﬂ“%nn%pruchvals unzy -
‘Zimagn) Statt

4‘fGWJLﬂSaﬁ vnd: dem Ledl wawmvmmutrng

e B

rufung der Beklagten hat das

SWILEsen .,

der Revision @rxtr@bﬁ‘di: %@Piagté die Volwe ﬁbwel

ws

Der Kliger b ntragh die guriickweisung der

C.'J

Lw F«;Aung

: .m-.-m.,..w m«,«mr»-m . oty

W Rechtswegs flr die
‘hat das Berg-




standes vom 26. Februar 1949 (GVB1 XIIT, 114), jeweil
Verbindung mit §§ 97, 107 Abs 1 Ziffer 7 der Kirchenv
fessung vom 12. Iovember 1920 (GVBL IX, 76) fiir die
sigkeit der Klage erforderliche Beschwerdeentscheid d
Synodalavsschusses ist im Berufungsrechtszug beigebrac

&3

worden. Die Revision hat insoweit auch gegen die Zulds.
der ¥lage keine Bedenken geltend gemacht,

5.0 poveit O

ergibt sich die Nachprafbarke it des Berufungsurteils

deskirchenrecht in Frage

f.}

das Revisionsgericht aus dem Umstand, dasgs der Bezirk
evangelisch-lutherischen Tandeskirche in ON R sic
avch auf die beiden zum Oberlandesgerichtsbezirk Celle
horenden Ortschaften Neuenlande und Neuenlandersiel er
streclt.

IR

Das Beruvfungsgericht hat die Frage nach der Rechts
lage der Verordnung vom 21. September 194%, durch die @
ausserordentliche Landessynode einberufen wurde, offen
sen und hat der Klage schon deshalb stattgegeben, weil
Synode durch den Erlass des Pensionierungsgesetzes vom,
26. Mirz 1946 die ihr durch die Verordnung vom 21. Sep?t
ber 1945 gezogenen Grenzen Uberschritten habe und das G
setz deshalb nicht crdnungsméssig zustande gekommen sel
Die hiergegen gerlcuteten Angriffe der neku]on sind be
g1 Vnd et ,

gen, es sei oerechulgt,
sungsrechts, die sich in diesem Rechtsstrei
haltsanspruch des Kl&gers als Vorfragen ste
Unfang nachzupriifen und inzidenter zu entsc
t

in einem mnhunrccncnafn Prozess eines Stagz
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‘ruhenden Vahlordnung entsprochen hdtte, beruhte auf der

ONMBIg - c ncch 1945 wie folgt reorganisiert haty

Zundchst geschah das Notwendige., um den rechtlich
schluss an die kirchliche Verfassung von 1920 wiederzu
nen, Die Landeskirche stand nach dem Zusammenbruch vor
Sitvaetion, dass sie keine handlungsfghigen Organe mehr
Ein Landesbischof und ein normal besetzter Oberkirchenf
waren nicht mehr vorhanden, ebensowenig eine Synode ode
ein Synodalausschuss. Der Landeskirchenausschuss, auf
Vorhandensein der Klidger hinweist, bestand zwar noch,
war seine Funktionsfihigkeit im Hinblick darauf, dass
Schopfung der nstionalsozialistischen Kirchengesetzgebu

deren Aufgabe es war, die kirchliche Ordnung in O
der herzustellen und eine arbeitsfihige Landeskirche zu

fen,

Aus dieser Situation heraus wurde mit Zustimmung de
litdrregierung ein vorlidufiger Cberiivchearat konstituig
der seinerseits eine susserordentliche Landessynode ei
herufen hatte und auch einberief, Dass diese Synode riick
durch vnmittelbare Wahlen ins Lebten gerufen wurde, wie d
an sich der Kirchenverfassung von 1920 und der auf ihr b

von dem Klidger nicht bestrittenen Unmbglichkeit, in der.
raligen Zeit unmittelbare Wahlen durchzufithren.

Die so geschaffenen beiden Organe haben sich zunéchﬁ
selbst als legitime Verfassungsorgane der Landeskirche he
trachtet und rechtlich ihre Kompetenzen aus der alten Ki
verfassung hergeleitet. Sie haben sich auch gegenseitig
diesen Sinne anerkannt und die Anerkennung der ubrigen 
lichen "Organe', Amtstriger, des Kirchenvolkes und der U
Landeskirchen (iibrigens auch des Staates) erhalten. Dan
sich die durch den Cberkirchenrat und die Lerdessynode el
scheidend mitgeformte innerkirchliche Rechtsordnung durch

.
R
Se1 /I;—t »



m

Die so "verfasste" Landeskirche anerkannte und anerkennt
W insbesondere die Kompetenz der ersten, sogenannten ausseror-
;identlichen Landessynode zum Rrlass aller von ihr fiir erfor-
derlich gehaltenen Gesetze. Sie anerkennt insbesondere, dass
die von dieser Synodé‘beschlossenen und verkiindeten Gesetze
einschliesslich des Pensionierungsgesetzes vom 26. Mirz 1946
formell ordnungsgemése, d.h. in Ubereinstimmung mit ihrer
Verfassung zustande gekommen ist.

In diegenm Verfehren ist deshaldb kein Reum mehr, im ein-
zelnen die Ubereinstimmung des Pensionierungsgesetzes mit
der innerkirchlichen Verfaséung nachzupriifen. Insoweit ist
vielmehr von der "Giltigkeit" des Gesetzes auszugehen.

'%.) Die Frage, ob durch den Irphalt des Gesetzes Rechte

. des Kligers verletzt worden und aus diesem Grund Bedenken
gegen die Giiltigkeit einzelner (oder eller) Bestimmungen

des Gesetzes herzuleiten sind, gehdrt nicht dem innerkirch-
lichen Recht an, das durch die verfassungsrechtliche Garan-
tie der "Autonomie" der Kirche der Nachpriifung der staatli-
chen Gesetge entzogen ist. Wenn Stzat und Kirche einig sind,
dass wegen der vermOgensrechtlichen Anspriiche der kirchli-
chen Amtstrégerfdie staatlichen Gerichte angerufen werden
ktnnen, gehen sie davon aus, dass diese Gerichte die Kompe-
tenz besitzen, wenigstens nachzupriifen und zu entscheiden,
ob das kirchliche Gesetz einen vermdgensrechtlichen Anspruch
gewihrt oder einen bisher existierenden Anspruch'mindeft
oder nimmt, letzterenfalls such ob es ihn nach allgemeinen

. Rechtsgrundsitzen, die sowohl das kirchliche als auch dag
steatliche Recht beherrschen, nehmen kann,

o) Dass es sich bel diesem Gesetz um ein ausschliesslich
gegen den Klidger gerichtetes Gesetz handelt, das dadurch
M moglicherweise den Gleichheitsgrundeatz verletzen wiirde,
' ist nieht ersichtlich und wird euvch von dem Kldger nicht

behauptet,




b) Der Xl&dger glaubt allerdings, dass-das
e 9

46" in seine "wohlerworbenen ERechte" ei

Dazu ist fOLgeQXGS zu sagen:

Die nach Art 137 Abs 3 Weimarer Reichsverfassung
k

Religionsgesellschaften zukommenden Rechte stenen der

wendung der Schutzvorschriften des Art 129 Weimarer R

verfassung auf die Kirchenbeamten nicht entgegen (RGZ

220). Ob und in welchem Umfang Art 129 Weimarer Reich§
assung allerdings nach dem Zusammenbruch noch weiter

t sein. Doch braucht dieser Frag

n zu werden., Auch wenn entspr

ange

der AU{LQSSQQS des Kligers eine Fortgeltung des Art 129
Weimarer Reichsverfassung angenommen wird, so konnte do
in demn Pensmonierunésgeset@ von 1946 ein Verstoss geg
se Bestimmung nicht gefunden werden, Der Beamte hat 2zwa

RGZ 1lo4, 58 u,
es R

ech der Auffassung des Reichsgerichts

csher kei

f i B SRS
L o T =N "
L, DEBLEILL X !

ein Recht auf Belassung im Amt bis zur Dienstunfé@higkeid
W

hlerwork

>

Yt

i
A

vl

lass die Dienstunfédhigkeit individu festgestellt Wiz

Der Beamte muss es sich gefallen la

emeinen - aus den Leb

3

ell
ssen, dass das Geset
die Dienstunféhigkeit nach einer allg

en heraus aufgestellten Regel fiir alle Beanten

tsetzt., Dies geschieht durch die Altersgrenzenges setze

es
ie Bestimmung des dort festgelegten Lebensalters muss &

dings der allgemeinen Lebenserfahrung angepasst seinj es

s0 z,B, nicht an, die Altersgrenze willkiirlich’

&
das 50. Lebensjahr herunterzusetzen, denn das wlirde der

allgemeinen Lebenserfahrvng tber den Eintritt der Diens

._i.

unfihigkeit widersprechen (RG 220),

In dem Pensi Onjcrunpagespt von 1946 ist ein Versto

ai"getewnf‘bebenserfam rung hinsichtlich des Ex
e

keit des Beanten nicht

zZu erken



> Berufung der Beklagten das Urteil des Lnnoger* hts
ahin abzuindern, dass die Klage auch hinsiohtlich de
[ vEe]
sten der beiden ersten Rechtsziige waren gemiss
PO dem Kliger in vollem Umfang aufzuerlegen, Da-
en-die Kosten des Revisionsrechtszugs die Beklag-
Streitwert die Summe von 500 DM nicht iber
ZP0O ist, wie der Senat bereits Anschlus
des Reichsgerichts entschieden hat
53] v 154, 257 [2 d
inder, sondern auch suf die Xommunalverbinde

3
jo N
[0
=
o

isherigen

angefochténe

B3
V)
m =
wm

Urteil war ddher aufzuheben ,und es

PrrSW(nﬂeraqgsv Sﬁtw S

vom 26, ;

Altersgrenze von 70 au
bereitS'fur die liehrheit d
ns-war (§ 68 DBG). Es be stehe

ser Richtung keine Bedenken gegen die

()

érzAl946u

ecntesglil-

s Tei=

steigt.
S an

;. {BGHZ
en Bund

anwend -




ten gelten, da der Grund Ii
Abs T ZPO

die Bondervorschrift des § g7

1 2

fer 2 ZPC beruvhenden unbeschrEnklen Zulissigkeilt der Re
t

fir
n der auch fiir diese geltenden auf §§ 71, &
b

j2

zu Finden

j3
=] o

Dr. Geiger Dr. Pagendarm Rietschel

BR Dr.Wolany ist
beurlaubt und an
der Unterschrift
verhindert,

Dr. HuBla

Dr, Geiger




	tjahend ungB|rüMef

	m	ipiip lii

	.3



